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EINLEITUNG

Am 26. April 2017 hat die Kommission ihren Vorschlag fiir eine Richtlinie zur Vereinbarkeit
von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehorige und zur Aufthebung der
Richtlinie 2010/18/EU des Rates vorgelegt.

Rechtsgrundlage des Vorschlags ist Artikel 153 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union (AEUV).

Das allgemeine Ziel dieses Vorschlags ist es, den Zugang zu Regelungen zur Vereinbarkeit
von Beruf und Privatleben, etwa zu Urlaubs- und flexiblen Arbeitsregelungen, EU-weit zu
verbessern sowie zu erreichen, dass Urlaub aus familidren Griinden verstiarkt von Méannern in
Anspruch genommen wird, und so zu einer Erhohung der Erwerbsbeteiligung von Frauen
beizutragen. Die vorgeschlagene Richtlinie wiirde insbesondere den Mindeststandard fiir

1) Elternurlaub und ii) flexible Arbeitsregelungen erhdhen und neue Mindeststandards fiir

1i1) Vaterschaftsurlaub und iv) Urlaub fiir pflegende Angehdrige einfiihren.
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Nach der vorgeschlagenen Rechtsgrundlage beschlieSen das Européische Parlament und der

Rat gemall dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren.

Das Européische Parlament hat seine Stellungnahme noch nicht abgegeben.

Im Einklang mit der geplanten Prdambel der Richtlinie hat der Ausschuss der Stindigen
Vertreter am 10. Mai 2017 eine fakultative Anhérung des Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschusses (EWSA) und des Ausschusses der Regionen (AdR) gebilligt. Der EWSA
wird seine Stellungnahme voraussichtlich am 6. Dezember abgeben und der AdR am

30. November.

Noch bestehende Vorbehalte:

Es wird davon ausgegangen, dass alle Delegationen ihre allgemeinen Priifungsvorbehalte zu
dem Vorschlag und zu Anderungen daran aufrechterhalten. Die Mehrheit der Delegationen
hat Vorbehalte zu dem Konzept der Festlegung eines angemessenen Mindesteinkommens in

der Richtlinie und zu seiner Anbindung an die Hohe des Krankengeldes (Artikel 8) gedullert.

Die Kommission hat ihren urspriinglichen Vorschlag vorerst bestitigt und erhélt einen

Priifungsvorbehalt zu jedweden Anderungen daran aufrecht.

DK, NL und UK haben Parlamentsvorbehalte.
HR und SE haben sprachliche Vorbehalte.

II. DIE BERATUNGEN DES RATES UNTER ESTNISCHEM VORSITZ
Die Gruppe "Sozialfragen" hat mit der Priifung des Vorschlags begonnen und das Dossier in
sechs Sitzungen erdrtert.! Zwei Sitzungen waren allgemeinen Bemerkungen, der
diesbeziiglichen Folgenabschéitzung und der ersten Runde der Priifung des Vorschlags
gewidmet. Das Ergebnis der Beratungen unter estnischem Vorsitz ist in Anhang I
wiedergegeben.

1 Die Sitzungen fanden am 10. Juli, 4./5. September, 18. September, 9./10. Oktober, 7. November und
17. November statt.
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Im Einklang mit der Interinstitutionellen Vereinbarung iiber bessere Rechtsetzung hat die
Kommission die moglichen Maflnahmenoptionen im Rahmen einer Folgenabschitzung (FA)
auf wirtschaftliche, soziale, regulatorische und generelle Effizienz sowie auf ihre
Vereinbarkeit mit den iibergeordneten Zielen der EU untersucht. Die Folgenabschitzung
wurde am 4. September 2017 von der Gruppe "Sozialfragen" eingehend gepriift.

25 Mitgliedstaaten haben einen den Delegationen zugeleiteten Fragebogen beantwortet, im
Einklang mit den in Dokument 16024/14 enthaltenen indikativen Leitlinien. Die Zusammen-
fassung der Beratungen iiber die Folgenabschitzung ist in Anhang II wiedergegeben.

Die Gruppe hat gro3e Fortschritte erzielt, insbesondere in Bezug auf die folgenden Teile:

1.  Vaterschaftsurlaub (Erwdgungsgrund 13, Artikel 3 Buchstabe a, Artikel 4, Artikel 8
Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 8 Absatz 2)

In Artikel 4 schldgt die Kommission die EU-weite Einfiihrung eines Mindeststandards
von 10 Arbeitstagen Vaterschaftsurlaub vor. Im Allgemeinen befiirworten die
Delegationen einen solchen Urlaub.

Um klarzustellen, was mit "zehn Arbeitstage" gemeint ist und welche Modalitéiten fiir
die Inanspruchnahme von Vaterschaftsurlaub gelten, hat der Vorsitz den Absatz 3 in
Artikel 4 angefiigt. Die meisten Delegationen konnen der vorgeschlagenen Dauer von
10 Arbeitstagen, die in der Zeit rund um die Geburt des Kindes zu nehmen sind, sowie
dem neuen Absatz 3 zustimmen. Einige Delegationen wiirden eine kiirzere Dauer des
Vaterschaftsurlaubs vorziehen, und einige andere Delegationen wiinschen eine weitere
Klarstellung der Modalititen des Urlaubs und der Art und Weise seiner Berechnung.

Uber die Definition von "Vaterschaftsurlaub" in Artikel 3 Buchstabe a wurde ein breiter

Konsens erreicht. Einige Delegationen wiinschen jedoch die Verwendung einer eher
geschlechtsneutralen Bezeichnung fiir diesen Urlaub, wéhrend andere entschieden
gegen diesen Vorschlag sind.

In Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a zum Vaterschaftsurlaub hat der Vorsitz die Hohe der
Vergiitung in Hohe des Krankengeldes, wie von der Kommission vorgeschlagen,
beibehalten. Obwohl dieser Teil des Artikels 8 am wenigsten problematisch zu sein
scheint, haben sich nur wenige Delegationen positiv iiber ihn geduBert, weshalb weitere

Beratungen erforderlich sind.

Der Vorsitz ist der Auffassung, dass, obwohl weitere Beratungen insbesondere iiber die
Hoéhe der Vergilitung gerechtfertigt sein mogen, inzwischen ein breiter Konsens tiber
Artikel 3 Buchstabe a, Artikel 4 und den entsprechenden Erwiagungsgrund 13 besteht.
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2.  Urlaub fiir pflegende Angehorige (Erwiigungsgrund 17, Artikel 3 Buchstaben ba-d,
Artikel 6 und Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c)

In Artikel 6 schldgt die Kommission die EU-weite Einfiihrung eines Mindeststandards
von fiinf Arbeitstagen Pflegeurlaub vor. Viele Delegationen haben in Frage gestellt,
dass hierzu eine Rechtsvorschrift auf EU-Ebene erlassen werden muss; sie bezweifeln,
dass die Einfiihrung eines solchen Urlaubs tatsdchlich zur Gleichbehandlung von Frauen
und Minnern auf dem Arbeitsmarkt beitragen wiirde, da ein Pflegeurlaub von fiinf
Tagen die Aufteilung der Betreuungs- und Pflegepflichten zwischen Frauen und
Minnern nicht wesentlich verdndern wiirde. Daher hat eine Reihe von Delegationen ihre

Vorbehalte aufrechterhalten.

Eingehend erortert wurde der Anwendungsbereich des Pflegeurlaubs (Artikel 3

Buchstaben ba, ¢ und d). Die Kommission hat vorgeschlagen, diesen Urlaub allen

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu gewéhren, die einen Angehdrigen haben, der
aufgrund einer schweren Erkrankung, ernster gesundheitlicher Probleme oder aufgrund
einer Behinderung pflegebediirftig ist. Viele Delegationen sind der Ansicht, dass der
Begriff "ernste gesundheitliche Probleme" schwer zu definieren und von "schwerer
Erkrankung" zu unterscheiden ist. Der Vorsitz hat daher "ernste gesundheitliche
Probleme" aus dem Anwendungsbereich gestrichen. Mehrere Delegationen haben

jedoch beantragt, dass der Anwendungsbereich noch weiter eingeschriankt wird.

Da eine erhebliche Anzahl von Delegationen entschieden gegen die Einfilhrung eines
solchen Urlaubsanspruchs auf EU-Ebene ist und die Festlegung einer Mindestvergiitung
hierfiir in der Richtlinie auf noch breitere Ablehnung stot, hat der Vorsitz die
Bezugnahme auf die Vergiitung in Hohe des Krankengeldes ersetzt durch "eine
Bezahlung oder eine angemessene Vergiitung, die von den Mitgliedstaaten und/oder den
Sozialpartnern festzulegen ist".

Wihrend einige Delegationen Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe ¢ nun unterstiitzen konnen,

halten viele Delegationen an ihren Vorbehalten fest und mochten {iberhaupt nicht, dass

Mindestanforderungen an die Bezahlung fiir den Pflegeurlaub festgelegt werden.
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Der Vorsitz ist der Auffassung, dass Fortschritte erzielt worden sind, sowohl was den
Anwendungsbereich des Pflegeurlaubs als auch was die Festlegung einer
entsprechenden Vergiitung anbelangt. Weitere Arbeiten sind erforderlich, und der

vorliegende Text bietet eine gute Grundlage fiir die weiteren Beratungen.

Elternurlaub (Erwdigungsgriinde 14 und 15, Artikel 3 Buchstabe b, Artikel 5,
Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 8 Absatz 2)

In Artikel 5 schldgt die Kommission eine Erhdhung des bestehenden Mindeststandards
fiir Elternurlaub gemaf der Richtlinie {iber den Elternurlaub (2010/18/EU) vor, wonach
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einen individuellen Anspruch auf vier Monate
Elternurlaub haben, von denen ein Monat nicht iibertragbar sein soll. Die Kommission
hat vorgeschlagen, den nichtiibertragbaren Zeitraum auf vier Monate zu erhdhen und
das Alter des Kindes, bis zu dem der Urlaub in Anspruch genommen werden sollte, von

"bis zu acht Jahren" auf "mindestens zwolf Jahre" heraufzusetzen.

Zunichst war die liberwiegende Mehrheit der Mitgliedstaaten nicht in der Lage, die
Anderung des Alters des Kindes, bis zu dem der Urlaub in Anspruch genommen werden
kann, zu akzeptieren. Sie sind der Auffassung, dass nur unzureichend belegt ist,
inwieweit diese Anderung zur Verwirklichung der in der Richtlinie genannten Ziele
beitragen wiirde, und verweisen auf die erheblichen Auswirkungen auf die Planung der
einzelstaatlichen Haushalte sowie die Vielzahl der unterschiedlichen nationalen
Regelungen, die es bereits zur Unterstiitzung erwerbstatiger Eltern gibt, wie zum

Beispiel Tagesbetreuungseinrichtungen.

Eine Gruppe von Delegationen unterstiitzt den Kompromiss des Vorsitzes, mit dem die
Altersgrenze von "mindestens zwolf" auf "mindestens acht" Jahre herabgesetzt wiirde,
wihrend eine andere Gruppe zur Formulierung der derzeitigen Richtlinie tiber den

Elternurlaub "von bis zu achten Jahren" zuriickkehren mochte.

Eine der problematischsten Aspekte beim Elternurlaub war die vorgeschlagene
Erhohung der Anzahl nichtiibertragbarer Monate auf vier. Auf der Suche nach einem
Kompromiss hat der Vorsitz vorgeschlagen, vier Monate fiir den individuellen

Anspruch auf Elternurlaub beizubehalten, die Anzahl der nichtiibertragbaren Monate

hingegen auf drei zu reduzieren (Artikel 5 Absatz 2). Wahrend die meisten
Delegationen der Auffassung sind, dass dies ein Schritt in die richtige Richtung ist,
halten sie drei Monate nach wie vor fiir zu viel. Einige Delegationen sind bereit, den

Vorschlag in Bezug auf diesen Absatz zu unterstiitzen.
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Mit Riicksicht auf die Bedenken vieler Delegationen hinsichtlich der moglichen
Auswirkungen des Vorschlags der Kommission auf die finanzielle Tragfahigkeit ihrer

Systeme der sozialen Sicherheit hat der Vorsitz vorgeschlagen, zwischen {ibertragbaren

und nichtiibertragbaren Monaten des Elternurlaubs zu unterscheiden (Artikel 8 Absatz 1
Buchstabe b).

So hat er vorgeschlagen, die Vergiitung in Hohe des Krankengeldes beizubehalten,
unter dem Vorbehalt, dass eine Obergrenze (siche unten Nummer 5) fiir die
nichtlibertragbaren Monate festgesetzt werden kann, und die Definition des Begriffs
"eine Bezahlung oder eine angemessene Vergiitung" fiir den libertragbaren Teil den
Mitgliedstaaten und/oder Sozialpartnern zu tiberlassen. Obwohl die Delegationen noch
keine Gelegenheit zur Erorterung der in Anhang I enthaltenen Fassung des Artikels 8
Absatz 1 Buchstabe b hatten, ist der Vorsitz der Auffassung, dass der vorgeschlagene
Ansatz ein Schritt auf dem Weg zu einem Kompromiss ist. Natiirlich muss hiertiber

noch weiter beraten werden.

Angemessenes Einkommen (Erwigungsgrund 19, Artikel 8)

Wie bereits erwéhnt, hat die Mehrheit der Delegationen Vorbehalte zu Artikel 8 in
seiner Gesamtheit geduflert, mit der Begriindung, dass in einer EU-Richtlinie nicht die
Mindesthohe der Verglitung fiir Vaterschafts-, Eltern und Pflegeurlaub festgelegt
werden sollte. Dariiber hinaus haben die Delegationen eingewandt, dass die Bindung
dieser Vergiitungen an die Hohe des Krankengeldes, insbesondere im Fall von Eltern-
urlaub, unangemessen ist, da Krankengelder im Hinblick auf generell kurzfristige
Gesundheitsprobleme festgesetzt werden, wohingegen die in dieser Richtlinie vor-
geschlagenen Urlaubsanspriiche die Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Privatleben

erleichtern sollen.

Um eine Einigung zu ermoglichen und die Bestimmungen in Artikel 8 zu verdeutlichen,
hat der Vorsitz eine Unterteilung in separate Absitze vorgeschlagen. Absatz 1 enthélt
nun die Mindestvergiitung fiir a) Vaterschaftsurlaub, b) 1) den nichtiibertragbaren Teil
des Elternurlaubs, b) i1) den {libertragbaren Teil des Elternurlaubs und c) Pflegeurlaub.
Absatz 2 sieht vor, dass Mitgliedstaaten eine Obergrenze fiir die wihrend des
Vaterschaftsurlaubs und des nichtiibertragbaren Teils des Elternurlaubs zu zahlende

Vergiitung festsetzen konnen.
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Die vom Vorsitz in Artikel 8 Absatz 2 vorgeschlagene Obergrenze soll die erwarteten
finanziellen Auswirkungen auf die Systeme der sozialen Sicherheit der Mitgliedstaaten
begrenzen. Die Mitgliedstaaten hitten damit die Moglichkeit, wenn sie dies fiir
erforderlich halten, den zu zahlenden Hochstbetrag fiir Vaterschafts- oder Elternurlaub
bei Spitzenverdienern zu begrenzen. Wohlgemerkt konnten die Mitgliedstaaten
gegebenenfalls eine Obergrenze fiir Krankengelder anwenden, ohne dass eine Anderung
der Vorschriften erforderlich ist, da der Vorschlag der Kommission vorsieht, dass "die
Vergiitung mindestens dem Betrag entsprechen [sollte], auf den die Betroffenen im Fall

eines Krankheitsurlaubs Anspruch hdtten".

Es gibt jedoch Mitgliedstaaten, die keine Obergrenze flir Krankengeld haben und auch
keine solche Obergrenze festlegen wollen. Um gleiche Wettbewerbsbedingungen zu
schaffen und der Situation dieser Mitgliedstaaten Rechnung zu tragen, hat der Vorsitz
die Moglichkeit einer gesonderten Obergrenze speziell fiir Eltern- und Vaterschafts-
urlaub vorgeschlagen. Dies sollte jedoch nicht zulasten des Ziels der vorgeschlagenen
Richtlinie gehen. Die Obergrenze sollte daher eine Schutzklausel enthalten, die
sicherstellt, dass die Hohe der Vergiitung nicht unangemessen eingeschrankt wird. Der
"durchschnittliche nationale Bruttomonatslohn" wurde als Referenzwert gewihlt, da er

in den Mitgliedstaaten weithin berechnet wird.

Der Vorsitz ist der Auffassung, dass dieser Vorschlag ein Schritt auf dem Weg zu einem
Kompromiss sein kann, doch sollten der Referenzwert und die Einzelheiten der
Anwendung der Obergrenze sowie die Mindestvergilitungen noch weiter erortert

werden.

Gleichbehandlungsstellen (Erwdigungsgrund 27, Artikel 15)

Die Kommission hat vorgeschlagen, dass die bestehenden Gleichbehandlungsstellen
(geméiB Artikel 20 der Richtlinie 2006/54), die sich mit der Foérderung, Analyse,
Beobachtung und Unterstiitzung der Gleichbehandlung ohne Diskriminierung aufgrund
des Geschlechts befassen, in den Bereichen, die unter die vorgeschlagene Richtlinie

fallen, zustindig sein sollen.
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I11.

Einige Delegationen stehen der Neuverteilung von Aufgaben, mit denen in einigen
Mitgliedstaaten andere Stellen, wie beispielsweise Arbeitsaufsichtsbehdrden, befasst
sind, zégerlich gegeniiber. Die iiberwiegende Mehrheit der Delegationen unterstiitzt den
jiingsten Vorschlag des Vorsitzes, demzufolge Gleichbehandlungsstellen fiir Fragen der
Nichtdiskriminierung, die unter die Richtlinie fallen, zusténdig sein sollen, unbeschadet
der Zustandigkeiten der Arbeitsaufsicht oder anderer Stellen. Weitere Beratungen tiber
diese Frage konnten erforderlich sein.

SCHLUSSFOLGERUNGEN

Nachdem betrichtliche Anstrengungen unternommen wurden, um dieses Dossier
voranzubringen, sind unter anderem bei folgenden Punkten noch weitere Beratungen auf
technischer Ebene erforderlich:

1)  Vaterschaftsurlaub: Welches Vergiitungsniveau sollte der Mal3stab fiir den
Vaterschaftsurlaub sein? Sollten die Mitgliedstaaten die Moglichkeit haben, eine
Obergrenze fiir die Vergilitung wihrend des Vaterschaftsurlaubs festzulegen? Wenn ja,
innerhalb welcher Grenzen?

2)  Urlaub fiir pflegende Angehorige: Welcher Anwendungsbereich sollte fiir
Pflegeurlaub gelten? Wie hoch sollte die Vergiitung sein?

3)  Elternurlaub: Welches Alter des Kindes sollte fiir die Gewédhrung des Elternurlaubs
mafgeblich sein? Wie viele Monate sollten nicht {ibertragbar sein? Wie hoch sollte die
Vergilitung wihrend des Elternurlaubs sein? Sollten die Mitgliedstaaten die Moglichkeit
haben, eine Obergrenze fiir die Vergiitung wéhrend des Elternurlaubs festzulegen?
Wenn ja, innerhalb welcher Grenzen?

Dariiber hinaus wurden einige Bestimmungen, darunter Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe f,
Artikel 7 und die Artikel 9-22 sowie die entsprechenden Erwégungsgriinde, nur in begrenztem
Umfang erortert. An einigen technischen Details muss noch weiter gearbeitet werden.

Insgesamt ist der estnische Vorsitz der Auffassung, dass bei einer Reihe von Bestimmungen
die Grundlage fiir einen endgiiltigen Kompromiss geschaffen wurde. Damit die Arbeiten im
Rat so schnell wie moglich abgeschlossen werden kdnnen, sollte bei den weiteren Beratungen
der Schwerpunkt auf die oben dargelegten noch offenen Fragen gelegt werden.

Der Rat (Beschiftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz) wird ersucht,
diesen Sachstandsbericht zur Kenntnis zu nehmen.
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ANHANG 1

Vorschlag des estnischen Vorsitzes

Anderungen gegentiber dem Kommissionsvorschlag (Dok. 8633/17) erscheinen in Fettdruck;
Anderungen gegeniiber dem letzten Kompromissvorschlag des Vorsitzes (Dok. 13990/17) sind in
der englischen Fassung durch Fettdruck und Unterstreichung kenntlich gemacht.

Vorschlag fiir eine
RICHTLINIE DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehorige und zur
Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag {iber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf

Artikel 153 Absatz 1 Buchstabe 1 und Artikel 153 Absatz 2 Buchstabe b,
auf Vorschlag der Europédischen Kommission,
nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses?,
3

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen?,

gemil dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

2 ABL C,,S..
3 ABL C,,S..
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(M

2

3)

“4)

)

Gemail Artikel 153 Absatz 1 Buchstabe i des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Européischen Union (AEUV) unterstiitzt und ergénzt die Européische Union die Téatigkeit
der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Chancengleichheit von Mannern und Frauen auf dem

Arbeitsmarkt und der Gleichbehandlung am Arbeitsplatz.

Die Gleichstellung von Méannern und Frauen ist ein Grundprinzip der Union. Gemal Artikel 3
des Vertrags iiber die Européische Union lautet eine Zielsetzung, die Gleichstellung von
Frauen und Ménnern zu fordern. Artikel 23 der Charta der Grundrechte der Européischen
Union legt fest, dass die Gleichstellung von Frauen und Ménnern in allen Bereichen,

einschlieBlich der Beschiftigung, der Arbeit und des Arbeitsentgelts, sicherzustellen ist.

Artikel 33 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union sieht das Recht auf
Kiindigungsschutz aus einem mit der Mutterschaft zusammenhédngenden Grund sowie den
Anspruch auf einen bezahlten Mutterschaftsurlaub und auf einen Elternurlaub nach der
Geburt oder Adoption eines Kindes vor, um Familien- und Berufsleben miteinander

vereinbaren zu koénnen.

Die Union ist Vertragspartei des Ubereinkommens der Vereinten Nationen iiber die Rechte
von Menschen mit Behinderungen. Somit sind die Bestimmungen dieses Ubereinkommens ab
seinem Inkrafttreten integraler Bestandteil der Rechtsordnung der Européischen Union, und
das Unionsrecht ist moglichst so auszulegen, dass es mit dem Ubereinkommen in Einklang
steht. In Artikel 7 des Ubereinkommens ist festgelegt, dass die Vertragsstaaten alle
erforderlichen Maflnahmen treffen, um zu gewihrleisten, dass Kinder mit Behinderungen
gleichberechtigt mit anderen Kindern alle Menschenrechte und Grundfreiheiten genief3en

konnen.

Die Politik im Bereich der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben sollte die
Geschlechtergleichstellung fordern, indem sie die Erwerbstétigkeit von Frauen und die
gerechte Aufteilung [...] von Betreuungs- und Pflegeaufgaben zwischen Ménnern und |[...]
Frauen unterstiitzt, und indem sie die Einkommens- und Entgeltschere zwischen den
Geschlechtern schlieBt. Eine solche Politik sollte auch demografische Verdnderungen,

darunter die Auswirkungen der Bevolkerungsalterung, beriicksichtigen.
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(6)

(7

Auf Unionsebene gibt es mehrere Richtlinien zu Gleichstellung und Arbeitsbedingungen, in
denen bestimmte fiir die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben mal3gebliche Aspekte
bereits behandelt werden, insbesondere die Richtlinie 2006/54/EG des Europédischen
Parlaments und des Rates*, die Richtlinie 2010/41/EU des Européischen Parlaments und des
Rates’, die Richtlinie 92/85/EWG?® des Rates, die Richtlinie 97/81/EG” des Rates und die
Richtlinie 2010/18/EU? des Rates.

Die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben stellt jedoch fiir viele Eltern sowie
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Betreuungs- bzw. Pflegepflichten eine grof3e
Herausforderung dar; dies hat negative Auswirkungen auf die weibliche Beschiftigungsquote.
Frauen sind vor allem auch deshalb am Arbeitsmarkt unterreprasentiert, weil sich berufliche
und familidre Pflichten nur schwer vereinbaren lassen. Frauen mit Kindern sind tendenziell in
geringerem Stundenausmall bezahlt beschéftigt, da sie mehr Zeit fiir unbezahlte Betreuungs-
und Pflegepflichten aufwenden. Auch die Erkrankung oder Pflegebediirftigkeit von
Angehorigen wirkt sich nachweislich negativ auf die Erwerbstétigkeit von Frauen aus und

fiihrt sogar dazu, dass manche Frauen ganz aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden.

Richtlinie 2006/54/EG des Europidischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 zur
Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Mannern
und Frauen in Arbeits- und Beschéftigungsfragen (Neufassung) (ABI. L 204 vom 26.7.2006,
S. 23).

Richtlinie 2010/41/EU des Europidischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli 2010 zur
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Ménnern und Frauen, die eine
selbstindige Erwerbstitigkeit ausiiben, und zur Authebung der Richtlinie 86/613/EWG des
Rates (ABI. L 180 vom 15.7.2010, S. 1).

Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 iiber die Durchfithrung von
MalBnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren
Arbeitnehmerinnen, Wochnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz
(zehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWGQ)
(ABL L 348 vom 28.11.1992, S. 1).

Richtlinie 97/81/EG des Rates vom 15. Dezember 1997 zu der von UNICE, CEEP und EGB
geschlossenen Rahmenvereinigung iiber Teilzeitarbeit — Anhang: Rahmenvereinbarung iiber
Teilzeitarbeit (ABI. L 14 vom 20.1.1998, S. 9).

Richtlinie 2010/18/EU des Rates vom 8. Mirz 2010 zur Durchfiihrung der von
BUSINESSEUROPE, UEAPME, CEEP und EGB geschlossenen iiberarbeiteten
Rahmenvereinbarung iiber den Elternurlaub und zur Authebung der Richtlinie 96/34/EG
(ABIL L 68 vom 18.3.2010, S. 13).
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®)

©)

(10)

(an

Der derzeitige EU-Rechtsrahmen bietet Madnnern nur wenige Anreize, um einen fairen Anteil
an den Betreuungs- und Pflegepflichten zu iibernehmen. In vielen Mitgliedstaaten gibt es
keinen bezahlten Vaterschafts- und Elternurlaub, weshalb nur wenige Viter einen solchen
Urlaub in Anspruch nehmen. Die Politik zur Férderung der Vereinbarkeit von Beruf und
Privatleben ist derzeit so gestaltet, dass sie die Geschlechterunterschiede sowohl im Beruf als
auch im Bereich von Betreuung und Pflege noch verstarkt. Wenn hingegen Viter MaBinahmen
zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben in Anspruch nehmen, wie z. B. Urlaub oder
flexible Arbeitsregelungen, wirkt sich dies nachweislich positiv in der Form aus, dass Frauen
relativ betrachtet weniger unbezahlte Familienarbeit leisten und ihnen mehr Zeit fiir eine

bezahlte Beschiftigung bleibt.

Die Kommission hat die Sozialpartner in einer zweistufigen Konsultation gemal3 Artikel 154
AEUYV [...] zu den Herausforderungen im Bereich der Vereinbarkeit von Beruf und
Privatleben befragt. Die Sozialpartner konnten sich nicht darauf einigen, iiber diese Fragen,
einschlieBlich Elternurlaub, in Verhandlungen einzutreten. Es ist jedoch wichtig, in diesem
Bereich aktiv zu werden und den derzeitigen Rechtsrahmen unter Beriicksichtigung der
Ergebnisse dieser Konsultationen sowie der 6ffentlichen Konsultation, mit der die Meinung
verschiedener Interessentrager sowie der Biirgerinnen und Biirger eingeholt wurde, zu

modernisieren und anzupassen.

Die Richtlinie 2010/18/EU, die derzeit den Elternurlaub regelt, indem sie eine von den
Sozialpartnern geschlossene Rahmenvereinbarung umsetzt, sollte aufgehoben und ersetzt
werden. Die vorliegende Richtlinie baut vor allem auf den Bestimmungen der

Richtlinie 2010/18/EU auf und ergédnzt diese, indem bestehende Rechte gestiarkt und neue

eingefiihrt werden.

Mit dieser Richtlinie werden Mindestvorschriften fiir Vaterschafts-, Eltern- und Pflegeurlaub
sowie fiir flexible Arbeitsregelungen fiir Eltern und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit
Betreuungs- und Pflegepflichten festgelegt. Diese Richtlinie sollte zu den im Vertrag
formulierten Zielen zur Geschlechtergleichstellung im Hinblick auf Arbeitsmarktchancen, zur
Gleichbehandlung am Arbeitsplatz und zur Foérderung eines hohen Beschiftigungsniveaus in
der Union beitragen, indem es Eltern und pflegenden Angehdrigen leichter gemacht wird,

Beruf und Familienleben zu vereinbaren.
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(12)

(13)

(14)

Diese Richtlinie sollte fiir alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Arbeitsvertrigen
oder anderen Formen von Beschéftigungsverhéltnissen gelten. Dies sollte — wie bereits bisher
laut Paragraf 1 Absatz 3 des Anhangs der Richtlinie 2010/18/EU — Vertrdge im
Zusammenhang mit der Beschéftigung oder mit Beschéftigungsverhéltnissen von Personen,
die in Teilzeit oder befristet beschiftigt sind oder mit einem Leiharbeitsunternehmen einen
Arbeitsvertrag geschlossen haben oder ein Beschéftigungsverhiltnis eingegangen sind,

einschliefen.

Um eine gerechtere Aufteilung von Betreuungs- und Pflegepflichten zwischen Frauen und
Minnern zu férdern und den friihzeitigen Aufbau einer engen Bindung zwischen Viitern
und Kindern zu ermoglichen, sollte das Recht auf Vaterschaftsurlaub fiir Viter eingefiihrt
werden. Der Urlaub sollte in der Zeit rund um die Geburt genommen werden und
eindeutig mit der Geburt zusammenhéngen. Es ist Sache der Mitgliedstaaten zu
entscheiden, ob der Urlaub auch vor oder nur nach der Geburt des Kindes genommen
werden kann, und auch, ob und unter welchen Voraussetzungen er an aufeinander-
folgenden oder nicht aufeinanderfolgenden Tagen oder in anderer flexibler Form

genommen werden kann. Die Mitgliedstaaten konnen festlegen, ob Vaterschaftsurlaub

in Arbeitstagen, -wochen oder anderen Zeiteinheiten bemessen wird, wobei zehn

Arbeitstage zwei Kalenderwochen entsprechen. Fiir den Anspruch auf Vaterschaftsurlaub

sollte der Familienstand gemaf3 nationalem Recht keine Rolle spielen, um Unterschiede

zwischen den Mitgliedstaaten auszugleichen.

Da die Mehrzahl der Viter ihr Recht auf Elternurlaub nicht in Anspruch nimmt oder einen
betrachtlichen Teil ihres Urlaubsanspruchs auf die Mutter {libertragt, und um den zweiten
Elternteil zur Inanspruchnahme von Elternurlaub zu ermutigen, dehnt diese Richtlinie den
Zeitraum des Elternurlaubs, der nicht von einem Elternteil auf den anderen iibertragen werden
kann, von einem auf drei Monate aus, behilt jedoch den Anspruch jedes Elternteils auf

mindestens vier Monate Elternurlaub bei, wie derzeit in der Richtlinie 2010/18/EU festgelegt.
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(15)

(16)

(17)

Um Eltern verstirkt die Moglichkeit zu geben, den Elternurlaub wihrend des Heranwachsens
ihrer Kinder in Anspruch zu nehmen, sollte der [...] nach dieser Richtlinie garantierte
Mindestelternurlaub von vier Monaten mindestens bis zum [achten Lebensjahr] des Kindes
gewidhrt werden. Die Mitgliedstaaten sollten die Frist, innerhalb der die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer dem Arbeitgeber melden miissen, dass sie Elternurlaub beantragen, selbst
festlegen und entscheiden konnen, ob der Anspruch auf Elternurlaub unter Umsténden an eine
bestimmte Betriebszugehorigkeitsdauer gebunden sein soll. Angesichts der zunehmenden
Vielfalt an Vertragsformen sollten alle aufeinanderfolgenden befristeten Arbeitsvertrige, die
mit demselben Arbeitgeber abgeschlossen wurden, fiir die Berechnung der Betriebs-
zugehorigkeitsdauer berticksichtigt werden. Um die Bediirfnisse der Arbeitnehmer und jene
der Arbeitgeber ausgewogen zu berticksichtigen, sollten die Mitgliedstaaten auch entscheiden
konnen, ob es dem Arbeitgeber unter bestimmten Bedingungen erlaubt sein soll, die
Gewdhrung eines Elternurlaubs aufzuschieben. In solchen Fillen sollte der Arbeitgeber die
Aufschiebung begriinden.

Flexible Losungen erhohen die Wahrscheinlichkeit, dass der zweite Elternteil — insbesondere
Viter — einen solchen Urlaubsanspruch wahrnimmt, weshalb Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer die Moglichkeit haben sollten, Elternurlaub auf Vollzeit- oder Teilzeitbasis
oder in anderer flexibler Form zu beantragen. Die Entscheidung dariiber, ob ein solcher
Antrag auf Elternurlaub nicht in Vollzeit, sondern in einer anderen flexiblen Form akzeptiert
wird, sollte beim Arbeitgeber liegen. Die Mitgliedstaaten sollten auch priifen, ob die fiir
Elternurlaub geltenden Bedingungen und Modalitdten an die spezifischen Bediirfnisse von
besonders benachteiligten Eltern angepasst werden sollten.

Um nach dem Elternurlaub den Wiedereinstieg ins Berufsleben zu erleichtern, sollten
Arbeitnehmer und Arbeitgeber ermutigt werden, wéihrend des Elternurlaubs in Kontakt zu
bleiben, und kénnen sich beide Seiten gemil dem nationalen Recht, Kollektiv- bzw.
Tarifvertragen und Gepflogenheiten iiber geeignete Wiedereingliederungsmafinahmen
verstandigen.

Um Mainnern und Frauen, die sich [...] um pflegebediirftige Angehorige kiimmern, mehr
Moglichkeiten zu bieten, berufstitig zu bleiben, sollten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
mit einem [...] Angehdrigen, der eine schwere Krankheit oder Behinderung hat, das Recht
auf Arbeitsfreistellung in Form eines Pflegeurlaubs haben, um sich um diesen Angehdrigen zu
kiimmern. Die Mitgliedstaaten konnen festlegen, ob Pflegeurlaub in Arbeitstagen, -

wochen oder anderen Zeiteinheiten bemessen wird, wobei fiinf Arbeitstage einer

Kalenderwoche entsprechen. Um Missbrauch zu verhindern, kann vor Genehmigung dieses

Urlaubs ein Nachweis iiber die schwere Erkrankung oder die Behinderung |[...] der
betreffenden Person verlangt werden.
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(18)

(19)

Neben dem in dieser Richtlinie vorgesehenen Anspruch auf Pflegeurlaub sollten alle
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Falle hoherer Gewalt aus dringenden und
unerwarteten familidren Griinden weiterhin — wie derzeit in der Richtlinie 2010/18/EU
festgelegt — Anspruch auf Arbeitsfreistellung gemél den Bedingungen des jeweiligen
Mitgliedstaates haben.

Um die Inanspruchnahme der in dieser Richtlinie festgelegten Urlaubszeiten fiir
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer — insbesondere Ménner — mit Kindern und
Pflegepflichten noch attraktiver zu machen, sollten die Betroffenen wahrend des Urlaubs
Anspruch auf eine angemessene Vergiitung haben. Fiir die Mindestdauer des
Vaterschaftsurlaubs und den nichtiibertragbaren Teil des Elternurlaubs geméaf} dieser
Richtlinie sollte die Vergiitung mindestens dem Betrag entsprechen, auf den die Betroffenen
im Fall eines Krankheitsurlaubs Anspruch hitten. Fiir diese Vergiitung kann eine
Obergrenze festgelegt werden, die im Hinblick auf die Verwirklichung der Ziele dieser
Richtlinie nicht niedriger sein sollte als [das Zweifache des von der zustindigen Stelle
des Mitgliedstaats berechneten durchschnittlichen nationalen Bruttomonatslohns]. Fiir
den iibertragbaren Teil des Elternurlaubs und die Mindestdauer des Pflegeurlaubs
gemil} dieser Richtlinie, sollten die Mitgliedstaaten und/oder die Sozialpartner eine
angemessene Vergiitung festlegen. Die Mitgliedstaaten sollten besonders darauf achten, die
Kontinuitit der Anspriiche auf soziale Absicherung einschlieBlich Gesundheitsversorgung zu

wahren.

(19a) Diese Richtlinie sollte unbeschadet der Koordinierung der sozialen Sicherheit geméaf

den Verordnungen (EG) Nr. 883/2004, (EU) Nr. 1231/2010 und (EG) Nr. 859/2003
gelten. Der fiir die soziale Sicherheit einer Person zustindige Mitgliedstaat wird in

Anwendung dieser Verordnungen bestimmt.
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(20) GemaB Richtlinie 2010/18/EU sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, den Status des
Arbeitsvertrags oder Beschéftigungsverhiltnisses fiir den Zeitraum des Elternurlaubs zu
bestimmen. Im Einklang mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europédischen Union
bleibt das Beschiftigungsverhiltnis zwischen der Arbeitnehmerin bzw. dem Arbeitnehmer
und dem Arbeitgeber wihrend des Elternurlaubs aufrecht, weshalb die bzw. der Begiinstigte
eines solchen Urlaubs fiir die Zwecke des Unionsrechts wihrend dieser Zeit Arbeitnehmerin
bzw. Arbeitnehmer bleibt. Daher sollten die Mitgliedstaaten bei der Statusfeststellung des
Arbeitsvertrages oder Beschiftigungsverhiltnisses wahrend des Urlaubs gemif dieser
Richtlinie, auch im Hinblick auf Sozialleistungsanspriiche, gewihrleisten, dass das

Beschiftigungsverhiltnis aufrecht bleibt.

(21) Um berufstatige Eltern und pflegende Angehdrige zu ermutigen, erwerbstitig zu bleiben,
sollten sie ihre Arbeitsform an ihre personlichen Bediirfnisse und Praferenzen anpassen
konnen. Berufstitige Eltern und pflegende Angehorige sollten deshalb flexible Arbeits-
regelungen beantragen konnen, d. h. sie erhalten die Moglichkeit, ihre Arbeitsmuster
anzupassen, z. B. indem sie Telearbeit oder flexible Arbeitsmodelle nutzen oder die Anzahl
der Arbeitsstunden zu Pflegezwecken zu reduzieren. Um den Bediirfnissen sowohl der
Arbeitnehmer als auch der Arbeitgeber gerecht zu werden, sollten die Mitgliedstaaten fiir
flexible Arbeitsregelungen, darunter reduzierte Arbeitszeiten, eine zeitliche Befristung
festlegen konnen. Fiir manche Frauen ist Teilzeitbeschiftigung nachweislich eine gute
Losung, um nach der Geburt eines Kindes weiter berufstétig zu bleiben; lange Erwerbsphasen
mit verkiirzten Arbeitszeiten konnen jedoch niedrigere Sozialbeitrdge und in der Folge
geringere oder gar keine Pensions- bzw. Rentenanspriiche nach sich ziehen. Die
Letztentscheidung dariiber, ob der Antrag einer Arbeitnehmerin bzw. eines Arbeitnehmers auf
flexible Arbeitsregelung genehmigt wird oder nicht, sollte beim Arbeitgeber liegen. Die
spezifischen Umstidnde, die flexible Arbeitsregelungen notwendig machen, konnen sich
andern. Daher sollten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht nur das Recht haben, am
Ende einer vereinbarten Zeitspanne zu ihrem urspriinglichen Arbeitsmuster zuriickzukehren,
sondern sie sollten dies auch jederzeit beantragen konnen, wenn eine Anderung der

zugrundeliegenden Umsténde dies erfordert.
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(22) Urlaubsregelungen dienen der zeitlich befristeten Unterstiitzung berufstétiger Eltern und
pflegender Angehoriger, um ihre Verbindung zum Arbeitsmarkt aufrechtzuerhalten und zu
fordern. Daher ist es angebracht, eine ausdriickliche Schutzbestimmung fiir die
Beschiftigungsanspriiche von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die geméal dieser
Richtlinie Urlaub nehmen, und insbesondere fiir das Riickkehrrecht an ihren fritheren oder
einen gleichwertigen Arbeitsplatz ohne Verschlechterung der Arbeitsbedingungen aufgrund
threr Abwesenheit vorzusehen. Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sollten den
Anspruch auf die relevanten Anspriiche, die sie bereits erworben haben oder im Begriff sind

zu erwerben, bis zum Ende eines solchen Urlaubs behalten.

(23) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die ihr Recht auf Urlaub oder auf Beantragung
flexibler Arbeitsregelungen in Anspruch nehmen, sollten vor Diskriminierung oder

Schlechterstellung aufgrund der Inanspruchnahme dieser Rechte geschiitzt sein.

(24) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die ihr Recht auf Urlaub oder auf Beantragung
flexibler Arbeitsregelungen gemif dieser Richtlinie in Anspruch nehmen, sollten gegen
Kiindigung und sidmtliche Vorbereitungen fiir eine mogliche Kiindigung aufgrund der
Beantragung oder Inanspruchnahme eines solchen Urlaubs oder aufgrund der Inanspruch-
nahme des Rechts, eine flexible Arbeitsregelung zu beantragen, geschiitzt sein. Der Begriff
"Vorbereitungen fiir eine mogliche Kiindigung" ist im Lichte der Rechtsprechung des
Gerichtshofs der Européiischen Union, und insbesondere des Urteils in der Rechtssache
C-460/06 zu verstehen. Ist eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer der Ansicht, sie bzw.
er sei aus diesen Griinden entlassen worden, sollte sie bzw. er den Arbeitgeber auffordern

konnen, triftige Griinde fiir die Kiindigung anzufiihren.

(25) Die Beweislast, dass die Kiindigung nicht aufgrund der Beantragung oder Inanspruchnahme
eines Urlaubs gemal3 Artikel 4, 5 oder 6 oder aufgrund der Inanspruchnahme des Rechts, eine
flexible Arbeitsregelung gemil Artikel 9 zu beantragen, erfolgt ist, sollte beim Arbeitgeber
liegen, wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer vor Gericht oder einer anderen
zustiandigen Stelle Tatsachen anfiihrt, die darauf schlie3en lassen, dass die Entlassung aus den

genannten Griinden erfolgt ist.
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(26) Die Mitgliedstaaten sollten wirksame, verhdltnismaBige und abschreckende Sanktionen fiir
Versto3e gegen die gemal dieser Richtlinie verabschiedeten nationalen Rechtsvorschriften
oder gegen die bereits geltenden einschlagigen Vorschriften iiber die Rechte, die unter diese
Richtlinie fallen, vorsehen. Sanktionen kénnen in Form eines Buligeldes verhingt
werden. Sie konnen auch eine Entschidigungszahlung umfassen. Die wirksame
Umsetzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes erfordert angemessenen Rechtsschutz gegen
Benachteiligungen oder negative Konsequenzen aufgrund einer Beschwerde oder eines
Verfahrens im Zusammenhang mit den Rechten gemif dieser Richtlinie. Wegen der Gefahr
von VergeltungsmafBnahmen kdnnten Opfer davor zuriickschrecken, ihre Rechte in Anspruch
zu nehmen, und sollten daher bei der Ausiibung ihrer Rechte gemal der vorliegenden
Richtlinie gegen jegliche Benachteiligung geschiitzt sein. Besonders wichtig ist dieser Schutz

fiir Arbeitnehmervertreterinnen und -vertreter in Ausiibung ihrer Funktion.

(27) Um das Schutzniveau der laut dieser Richtlinie gewéhrten Rechte weiter zu verbessern,
sollten [...] die nationalen Gleichbehandlungsstellen fiir die unter diese Richtlinie fallenden

Aufgaben, die die Nichtdiskriminierung betreffen, zustindig sein.

(28) Mit dieser Richtlinie werden Mindestvorschriften festgelegt, d. h. die Mitgliedstaaten konnen
auch giinstigere Bestimmungen einfiihren oder beibehalten. Die Erlaubnis zur Ubertragung
des nichtiibertragbaren Anspruchs auf Elternurlaub von einem Elternteil auf den
anderen wiirde keine giinstigere Bestimmung fiir die betreffende Arbeitnehmerin bzw.
den betreffenden Arbeitnehmer darstellen. Gemil3 dem derzeitigen Rechtsrahmen
erworbene Anspriiche sollten weiterhin gelten, es sein denn, durch diese Richtlinie werden
giinstigere Bestimmungen eingefiihrt. Die Umsetzung dieser Richtlinie kann weder dafiir
genutzt werden, in diesem Bereich geltende Rechtsvorschriften abzubauen, noch kann sie eine
Rechtfertigung fiir die Absenkung des allgemeinen Schutzniveaus der Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmer in dem von der Richtlinie erfassten Bereich sein.

(29) Daher sollte diese Richtlinie vor allem nicht dahingehend ausgelegt werden, dass sie dltere
Rechte gemil3 Richtlinie 2010/18/EU und Richtlinie 2006/54/EG, insbesondere Artikel 19,
einschrinkt. Bezugnahmen auf die aufgehobene Richtlinie 2010/18/EU gelten als

Bezugnahmen auf diese Richtlinie.
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(30) Diese Richtlinie sollte keine administrativen, finanziellen oder rechtlichen Auflagen
vorschreiben, die der Griindung und dem Ausbau kleiner und mittlerer Unternehmen
entgegenstehen. Deshalb werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, die Auswirkungen ihres
Umsetzungsrechtsakts auf KMU zu priifen, um zu gewéhrleisten, dass KMU nicht
unverhdltnismiBig beeintrachtigt werden, mit besonderem Augenmerk auf

Kleinstunternehmen und auf dem Verwaltungsaufwand.

(31) Die Mitgliedstaaten kdnnen den Sozialpartnern die Durchfiihrung dieser Richtlinie
tibertragen, wenn die Sozialpartner dies gemeinsam beantragen und wenn die Mitgliedstaaten
alle erforderlichen Maflnahmen treffen, um jederzeit gewéhrleisten zu konnen, dass die mit

dieser Richtlinie angestrebten Ergebnisse erzielt werden.

(32) Da das Ziel dieser Richtlinie — zu gewéhrleisten, dass der Gleichstellungsgrundsatz im
Hinblick auf die Arbeitsmarktchancen von Frauen und Méannern und ihre Behandlung am
Arbeitsplatz EU-weit umgesetzt wird — auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend
verwirklicht werden kann und auf Unionsebene besser zu verwirklichen ist, kann die Union
im Einklang mit dem Subsidiaritétsprinzip gemil3 Artikel 5 des Vertrags iiber die Europdische
Union téitig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der
VerhéltnisméaBigkeit geht diese Richtlinie nicht {iber das fiir die Verwirklichung dieser Ziele

erforderliche Mal3 hinaus —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Gegenstand

Mit dieser Richtlinie werden Mindestvorschriften festgelegt, um die Gleichstellung von Frauen und
Mainnern im Hinblick auf Arbeitsmarktchancen und die Behandlung am Arbeitsplatz dadurch zu
erreichen, dass berufstitigen Eltern und pflegenden Angehdrigen die Vereinbarkeit von Beruf und

Privatleben erleichtert wird.

Hierzu werden individuelle Rechte festgelegt, und zwar in Bezug auf:
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a)  Vaterschaftsurlaub, Elternurlaub und Pflegeurlaub, und

b) flexible Arbeitsregelungen fiir erwerbstitige Eltern und pflegende Angehorige.

Artikel 2

Anwendungsbereich

Diese Richtlinie gilt fiir alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die einen Arbeitsvertrag haben

oder in einem Beschéftigungsverhéltnis stehen.

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

a) ,,Vaterschaftsurlaub® die Arbeitsfreistellung flir Viter anldsslich der Geburt ihres Kindes;

b)  "Elternurlaub" die Arbeitsfreistellung von Eltern anldsslich der Geburt oder Adoption eines

Kindes zur Betreuung dieses Kindes;

ba) '"Pflegeurlaub' die Arbeitsfreistellung von pflegenden Angehorigen, um ein
Familienmitglied, das aufgrund einer schweren Erkrankung oder einer Behinderung

pflegebediirftig ist, zu pflegen oder zu unterstiitzen;

c) '"pflegende Angehorige" Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die ein Familienmitglied, das
aufgrund einer schweren Erkrankung oder einer Behinderung pflegebediirftig ist, [...]

pflegen oder unterstiitzen;

d) ,,Angehdriger” bzw. ,,Angehorige” Sohn, Tochter, Mutter, Vater, Ehepartner/in oder
Partner/in einer eingetragenen Partnerschaft, sofern das nationale Recht derartige

Partnerschaften vorsieht;

14280/17 ak/ab 20
ANHANG I DGB 1C DE



f)  "flexible Arbeitsregelungen" die Moglichkeit, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ihre
Arbeitsmuster anpassen konnen, z. B. indem sie Telearbeit oder flexible Arbeitsmodelle

nutzen oder ihre Arbeitszeiten reduzieren.

Artikel 4

Vaterschaftsurlaub

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Maflnahmen, um sicherzustellen, dass Viter
[...] Anspruch auf[...] zehn Arbeitstage Vaterschaftsurlaub haben, die in der Zeit rund um
die Geburt des Kindes genommen werden miissen. Die Mitgliedstaaten konnen
bestimmen, ob der Urlaub auch teilweise vor der Geburt des Kindes oder nur danach

und ob er in flexibler Form genommen werden kann.

(2) Der Anspruch auf Vaterschaftsurlaub geméll Absatz 1 wird unabhédngig vom im nationalen

Recht definierten Familienstand gewéhrt.

(3) Diein Absatz 1 genannten zehn Arbeitstage beziehen sich auf eine Vollzeit-
beschiiftigung, wie sie in dem betreffenden Mitgliedstaat definiert ist. Der Anspruch des
Arbeitnehmers auf Vaterschaftsurlaub kann proportional zur Arbeitszeit berechnet
werden, entsprechend dem im Arbeitsvertrag festgelegten individuellen Arbeitsmuster

des Arbeitnehmers.

Artikel 5

Elternurlaub

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen MaBBnahmen, um zu gewihrleisten, dass
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einen individuellen Anspruch auf [...] vier Monate
Elternurlaub haben, der zu nehmen ist, bevor das Kind ein bestimmtes Alter — mindestens

[acht Jahre] — erreicht.
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(2) Wenn Mitgliedstaaten die Ubertragung des Anspruchs auf Elternurlaub von einem Elternteil
auf den anderen gestatten, stellen sie sicher, dass [...] drei Monate des Elternurlaubs nicht

iibertragbar sind.

(3) Die Mitgliedstaaten legen die Meldefrist fest, innerhalb der die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer den Arbeitgeber iiber die Inanspruchnahme ihres Rechts auf Elternurlaub
informieren miissen. Dabei beriicksichtigen die Mitgliedstaaten die Bediirfnisse sowohl der
Arbeitgeber als auch der Arbeitnehmer. Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die
Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer im entsprechenden Antrag den geplanten Beginn

sowie das geplante Ende des Urlaubs anfiihrt.

(4) Die Mitgliedstaaten konnen den Anspruch auf Elternurlaub von einer bestimmten
Beschéftigungs- oder Betriebszugehorigkeitsdauer abhingig machen, die jedoch maximal ein
Jahr betragen darf. Fiir aufeinanderfolgende befristete Vertrdge im Sinne der Richtlinie
1999/70/EG® des Rates, die mit demselben Arbeitgeber abgeschlossen werden, ist bei der

Berechnung der Wartezeit die Gesamtdauer dieser Vertrdge zu beriicksichtigen.

(5) Die Mitgliedstaaten konnen selbst festlegen, unter welchen Umstidnden ein Arbeitgeber —
nach Konsultation gemdll dem nationalen Recht, Kollektiv- bzw. Tarifvertrdgen und/oder
Gepflogenheiten — die Gewéhrung des Elternurlaubs in einem verniinftigen zeitlichen
Rahmen aufschieben darf, weil dieser eine gravierende Storung der Betriebsabldufe bewirken

wiirde. Der Arbeitgeber muss jede Aufschiebung des Elternurlaubs schriftlich begriinden.

(6) Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen MaBBnahmen, um zu gewihrleisten, dass die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Elternurlaub auch auf Teilzeitbasis, geblockt und von
Erwerbszeiten unterbrochen oder in anderer flexibler Form beantragen konnen. Die Arbeit-
geber priifen und beantworten solche Antrage unter Berlicksichtigung der Bediirfnisse sowohl
der Arbeitgeber als auch der Arbeitnehmer. Die Arbeitgeber miissen jede Ablehnung eines

solchen Antrags schriftlich begriinden.

? Richtlinie 1999/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der
EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung iiber befristete Arbeitsvertrage, (ABIL. L 175 vom
10.7.1999, S. 43).
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(7) Die Mitgliedstaaten priifen, ob die Zugangsbedingungen und die Modalitéten fiir die
Beantragung eines Elternurlaubs an die Bediirfnisse von Adoptiveltern, Eltern mit einer
Behinderung und Eltern von Kindern mit einer Behinderung oder Langzeiterkrankung

angepasst werden miissen.

Artikel 6
Urlaub fiir pflegende Angehorige

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Maflnahmen, um sicherzustellen, dass
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer das Recht haben, [...] fiinf Arbeitstage pro Jahr und
pro Arbeitnehmerin bzw. Arbeitnehmer Pflegeurlaub zu nehmen. Dieser Anspruch kann von
einem geeigneten Nachweis des Gesundheitszustands des betreffenden Angehdrigen abhédngig

gemacht werden.

(2) Diein Absatz 1 genannten fiinf Arbeitstage beziehen sich auf eine Vollzeitbeschiftigung,
wie sie in dem betreffenden Mitgliedstaat definiert ist. Der Anspruch der
Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers auf Pflegeurlaub kann proportional zur
Arbeitszeit berechnet werden, entsprechend dem im Arbeitsvertrag festgelegten

individuellen Arbeitsmuster der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers.

Artikel 7

Arbeitsfreistellung aufgrund hoherer Gewalt

Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Mafinahmen, um zu gewéhrleisten, dass
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer das Recht auf Arbeitsfreistellung im Falle hherer Gewalt
aus dringenden familidren Griinden haben, wenn eine Erkrankung oder ein Unfall ihre unmittelbare
Anwesenheit erfordern. Die Mitgliedstaaten konnen das Recht auf Arbeitsfreistellung wegen

hoherer Gewalt auf eine bestimmte Zeitspanne pro Jahr oder pro Fall oder beides beschrénken.

14280/17 ak/ab 23
ANHANG I DGB 1C DE



Artikel 8

Angemessenes Einkommen

(1) Im Einklang mit den nationalen Rahmenbedingungen, wie dem nationalen Recht, Kollektiv-
bzw. Tarifvertrdgen und/oder Gepflogenheiten, und unter Beriicksichtigung der den
Sozialpartnern iibertragenen Befugnisse stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, die ihr Recht auf Urlaub gemil3 Artikel 4, 5 oder 6 in
Anspruch nehmen, eine Bezahlung oder eine angemessene Vergiitung in folgender Hohe

erhalten: [...]

a) fiir die Mindestdauer des Vaterschaftsurlaub gemafl Artikel 4 eine Bezahlung oder
eine angemessene Vergiitung, die mindestens dem Betrag entspricht, auf den der
Betroffene im Fall eines Krankheitsurlaubs Anspruch hitte, unter
Beriicksichtigung der von den Mitgliedstaaten fiir das Krankgeld festgelegten

Obergrenzen;

b) fiir die Mindestdauer des Elternurlaubs gemil} Artikel 5:

i) fiir den nichtiibertragbaren Teil gemafl Artikel 5 Absatz 2 eine Bezahlung
oder eine angemessene Vergiitung, die mindestens dem Betrag entspricht, auf
den die Betroffenen im Fall eines Krankheitsurlaubs Anspruch hétten, unter
Beriicksichtigung der von den Mitgliedstaaten fiir das Krankengeld

festgelegten Obergrenzen, und

ii)  fiir den iibertragbaren Teil, eine Bezahlung oder eine angemessene
Vergiitung, die von dem Mitgliedstaat und/oder von den Sozialpartnern

festzulegen ist, und

c) fiir die Mindestdauer des Pflegeurlaubs gemif} Artikel 6 eine Bezahlung oder
eine angemessene Vergiitung, die von dem Mitgliedstaat und/oder von den

Sozialpartnern festzulegen ist.

2.  Auf die Bezahlung oder die angemessene Vergiitung gemifl Absatz 1 Buchstabe a und
Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i kann eine gesonderte, von dem betreffenden Mitgliedstaat
festgelegte Obergrenze angewandt werden, die nicht niedriger sein darf als [das

Zweifache des durchschnittlichen nationalen Bruttomonatslohnsj.
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Artikel 9

Flexible Arbeitsregelungen

Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Maflnahmen, um zu gewéhrleisten, dass
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Kindern bis zu einem bestimmten Alter,
mindestens jedoch bis zum Alter von zwdlf Jahren, sowie pflegende Angehdrige das Recht
haben, flexible Arbeitsregelungen fiir Betreuungs- und Pflegezwecke zu beantragen. Fiir

solche flexiblen Arbeitsregelungen kann eine verniinftige zeitliche Begrenzung gelten.

Die Arbeitgeber priifen und beantworten Antrége auf flexible Arbeitsregelungen gemif3
Absatz 1 unter Beriicksichtigung der Bediirfnisse sowohl der Arbeitgeber als auch der

Arbeitnehmer. Die Arbeitgeber miissen jede Ablehnung eines solchen Antrags begriinden.

Wenn die flexiblen Arbeitsregelungen gemil Absatz 1 zeitlich begrenzt sind, hat die
Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer das Recht, am Ende der vereinbarten Zeitspanne zum
urspriinglichen Arbeitsmuster zuriickzukehren. Die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer
hat auch dann das Recht, zum urspriinglichen Arbeitsmuster zuriickzukehren, wenn eine
Anderung der Umstinde dies rechtfertigt. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, solche Antriige
unter Beriicksichtigung der Bediirfnisse sowohl der Arbeitgeber als auch der Arbeitnehmer zu

priifen und zu beantworten.

Artikel 10

Beschiftigungsanspriiche

Anspriiche, die die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu Beginn eines Urlaubs gemal3
Artikel 4, 5 oder 6 bereits erworben haben oder im Begriff sind zu erwerben, bleiben bis zum
Ende eines solchen Urlaubs aufrecht. Im Anschluss an einen solchen Urlaub gelten diese
Anspriiche einschlieBlich aller Anderungen, die sich aus dem nationalen Recht, Kollektiv-

bzw. Tarifvertragen oder Gepflogenheiten ergeben.

Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach Ablauf
eines Urlaubs gemal3 Artikel 4, 5 oder 6 Anspruch darauf haben, an ihren fritheren oder einen
gleichwertigen Arbeitsplatz unter Bedingungen zuriickzukehren, die fiir sie nicht weniger
giinstig sind, und in den Genuss aller Verbesserungen der Arbeitsbedingungen zu kommen,

auf die sie [...] Anspruch gehabt hitten, wenn sie den Urlaub nicht genommen hétten.

14280/17 ak/ab 25
ANHANG I DGB 1C DE



(3) Die Mitgliedstaaten bestimmen den Status des Arbeitsvertrags oder Beschiftigungs-
verhéltnisses flir den Zeitraum des Elternurlaubs gemif Artikel 4, 5 oder 6, auch im Hinblick
auf Sozialleistungsanspriiche, und stellen sicher, dass das Beschéftigungsverhéltnis wihrend

dieses Zeitraums aufrecht bleibt.

Artikel 11

Nichtdiskriminierung

Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Maflnahmen fiir ein Verbot der Schlechterstellung
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern aufgrund der Beantragung oder Inanspruchnahme eines
Urlaubs gemalB Artikel 4, 5 oder 6 oder aufgrund der Inanspruchnahme der Rechte [...] gemil
Artikel 9.

Artikel 12

Kiindigungsschutz und Beweislast

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen MaBBnahmen fiir ein Verbot der Kiindigung
und aller Vorbereitungen fiir eine Kiindigung aufgrund der Beantragung oder der Inanspruch-
nahme eines Urlaubs gemél Artikel 4, 5 oder 6 oder aufgrund der Inanspruchnahme des

Rechts, flexible Arbeitsregelungen gemil Artikel 9 zu beantragen.

(2) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die der Ansicht sind, ihre Kiindigung sei aufgrund der
Beantragung oder der Inanspruchnahme eines Urlaubs gemif3 Artikel 4, 5 oder 6 oder
aufgrund der Inanspruchnahme des Rechts, flexible Arbeitsregelungen geméal3 Artikel 9 zu
beantragen, erfolgt, konnen vom Arbeitgeber verlangen, dass er stichhaltige Kiindigungs-

griinde anfiihrt. Der Arbeitgeber muss diese Griinde schriftlich darlegen.

(3) Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen MaBBnahmen, um zu gewihrleisten, dass in
Féllen, in denen die in Absatz 2 angefiihrten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor
Gericht oder einer anderen zustdndigen Stelle Tatsachen anfiihren, die darauf schlieBen
lassen, dass eine solche Kiindigung erfolgt ist, die beklagte Partei nachzuweisen hat, dass die

Kiindigung aus anderen als den in Absatz 1 angefiihrten Griinden erfolgt ist.

(4) Absatz 3 ldsst das Recht der Mitgliedstaaten, eine fiir die klagende Partei giinstigere

Beweislastregelung vorzusehen, unberiihrt.
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(5) Die Mitgliedstaaten konnen davon absehen, Absatz 3 auf Verfahren anzuwenden, in denen die

Ermittlung des Sachverhalts dem Gericht oder einer anderen zustdndigen Stelle obliegt.

(6) Sofern von den Mitgliedstaaten nicht anders geregelt, findet Artikel 3 in Strafverfahren keine

Anwendung.

Artikel 13

Sanktionen

Die Mitgliedstaaten legen Regeln fiir Sanktionen fest, die bei Verstdfen gegen nationale
Rechtsvorschriften, die gemal dieser Richtlinie verabschiedet wurden, oder gegen bereits geltende
einschldgige Vorschriften zu Rechten, die unter diese Richtlinie fallen, zur Anwendung kommen.
Die Mitgliedstaaten ergreifen alle erforderlichen MaBBnahmen, um sicherzustellen, dass diese
Sanktionen angewendet werden. Die Sanktionen miissen wirksam, angemessen und abschreckend

sein. [...]

Artikel 14

Schutz vor Benachteiligung oder negativen Konsequenzen

Die Mitgliedstaaten fiihren die notwendigen Mallnahmen ein, um Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, einschlieBlich Arbeitnehmervertreter, vor jedweder Benachteiligung durch den
Arbeitgeber oder vor negativen Konsequenzen zu schiitzen, denen sie ausgesetzt sind, weil sie im
Unternehmen Beschwerde eingereicht oder ein Gerichtsverfahren angestrengt haben mit dem Ziel,

die Einhaltung der im Rahmen dieser Richtlinie gewahrten Rechte durchzusetzen.

Artikel 15
Gleichbehandlungsstellen

Unbeschadet der Zustindigkeiten der Arbeitsaufsichtsbehorden oder anderer Stellen,
einschlieBSlich der Sozialpartner, zur Durchsetzung der Rechte von Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern sorgen die Mitgliedstaaten dafiir, dass die gemal Artikel 20 der

Richtlinie 2006/54/EG bezeichnete Stelle oder die geméf dem genannten Artikel bezeichneten
Stellen, deren Aufgabe es ist, die Gleichbehandlung aller Personen [...] ohne Diskriminierung
aufgrund des Geschlechts zu fordern, zu analysieren, zu beobachten und zu unterstiitzen, [...] fir

Fragen der Nichtdiskriminierung zustindig ist bzw. sind, die unter diese Richtlinie fallen.
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Artikel 16

Schutzniveau

Die Mitgliedstaaten konnen Vorschriften beibehalten oder einfiihren, die fiir die Arbeitnehmerinnen

und Arbeitnehmer giinstiger sind als die Bestimmungen dieser Richtlinie. [...]

Artikel 17

Verbreitung von Informationen

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass in ihrem Hoheitsgebiet die gemil3 dieser Richtlinie
verabschiedeten Rechtsvorschriften sowie die bereits geltenden Vorschriften, die gemif3 Artikel 1
Gegenstand dieser Richtlinie sind, allen Betroffenen mit allen geeigneten Mitteln zur Kenntnis

gebracht werden.

Artikel 18
Berichterstattung und Uberpriifung

(1) Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission spétestens bis zum ... [ABL: Bitte Datum —
sieben [...] Jahre nach Inkrafitreten dieser Richtlinie — einfiigen) alle relevanten
Informationen zur Anwendung dieser Richtlinie. Auf der Grundlage dieser Informationen
erstellt die Kommission [...] einen Bericht an das Europdische Parlament und den Rat iiber

die Anwendung dieser Richtlinie.

(2) Auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten gemdll Absatz 1 bereitgestellten
Informationen legt die Kommission dem Europdischen Parlament und dem Rat einen Bericht
vor, in dem sie die Anwendung dieser Richtlinie iiberpriift und dem sie falls erforderlich einen

Legislativvorschlag beifiigt.
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Artikel 19
Aufhebung

Die Richtlinie 2010/18/EG wird mit Wirkung vom ... [ABL.: Bitte Datum — zwei Jahre nach

Inkrafitreten dieser Richtlinie — einfiigen] aufgehoben. Bezugnahmen auf die aufgehobene

Richtlinie gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Richtlinie und sind gemil3 der

Entsprechungstabelle im Anhang zu lesen.

0y

2

(1)

Artikel 19a
Ubergang

Ungeachtet der Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU konnen Elternurlaubszeiten oder
separate kumulierte Elternurlaubszeiten, die von einer Arbeitnehmerin oder einem
Arbeitnehmer genommen oder von ihr bzw. ihm gemaf} dieser Richtlinie vor dem
[ABL.: Bitte Datum — zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie — einfiigen]
iibertragen wurden, von dem Anspruch dieser Arbeitnehmerin bzw. dieses

Arbeitnehmers auf Elternurlaub gemaf3 Artikel 5 dieser Richtlinie abgezogen werden.

Artikel 8 dieser Richtlinie gilt nicht fiir Elternurlaubszeiten, die gemif} der

Richtlinie 2010/18/EU vor dem ... [ABL: Bitte Datum — zwei Jahre nach Inkrafttreten
dieser Richtlinie — einfiigen] genommen wurden und die vom Gesamtanspruch auf
Elternurlaub gemif Artikel S dieser Richtlinie, wie in Absatz 1 beschrieben, abgezogen

wurden.

Artikel 20

Umsetzung

Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erforderlich
sind, um dieser Richtlinie spiitestens bis zum [ABL.: Bitte Datum — [...] zwei Jahre nach
Inkrafttreten dieser Richtlinie — einfiigen] nachzukommen. Sie setzen die Kommission [...]

unverziiglich davon in Kenntnis.
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Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften
selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Verdffentlichung auf diese Richtlinie

Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission zudem den Wortlaut der wichtigsten nationalen

Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

(3) Die Mitgliedstaaten konnen den Sozialpartnern die Durchfiihrung dieser Richtlinie
tibertragen, wenn die Sozialpartner dies gemeinsam beantragen und wenn die Mitgliedstaaten
alle erforderlichen Maflnahmen treffen, um jederzeit gewéhrleisten zu konnen, dass die mit

dieser Richtlinie angestrebten Ergebnisse erzielt werden.

Artikel 21

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der

Europdischen Union in Kraft.

Artikel 22

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Briissel am

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prdsident/Die Prdsidentin Der Prdsident/Die Prdsidentin
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ANHANG II

Zusammenfassung der Beratung der Gruppe iiber die Folgenabschiatzung (FA)

Im Allgemeinen sind die meisten Delegationen der Auffassung, dass der politische Kontext und
die rechtliche Grundlage der Initiative in der Folgenabschétzung korrekt erlautert werden. Einige
Delegationen sind der Meinung, dass sie noch deutlicher hétten erklért werden miissen; eine
Delegation duflerte die Sorge, dass Artikel 8 des Vorschlags nicht in Einklang mit

Artikel 153 AEUV Absatz 4 stehen konnte.

Alle Delegationen stimmten darin {iberein, dass die Problemstellung klar oder einigermaf3en klar
dargelegt ist; viele wandten jedoch ein, dass die FA die Situation in den Mitgliedstaaten nicht
korrekt widerspiegele, beispielsweise nicht allen Vorteilen und Urlaubsregelungen zur
Unterstiitzung berufstitiger Eltern bei der Erziehung von Kindern Rechnung trage. Die
Delegationen hitten sich zudem einen umfassenderen Uberblick iiber die rechtlichen und
finanziellen Rahmenbedingungen in allen Mitgliedstaaten gewlinscht. Einige Delegationen hétten es
auch gerne gesehen, wenn die kulturellen und wirtschaftlichen Unterschiede zwischen den

Mitgliedstaaten beriicksichtigt worden wéren.

Andere Delegationen wiesen darauf hin, dass die Erwerbsbeteiligung von Frauen und Ménnern von
einer Vielzahl von Faktoren beeinflusst werde; zudem werde in dem Vorschlag und in der FA nur
kurz auf die Situation der zunehmenden Zahl von Menschen mit atypischen Arbeitsvertragen
eingegangen, fiir die Beruf und Privatleben mdglicherweise noch schwieriger zu vereinbaren seien.
Einige andere Delegationen stellten fest, dass es an iiberzeugenden Beweisen fehle, die den
Vorschlag zum Pflegeurlaub und den Vorschlag, Elternurlaub bis mindestens zum zwdlften

Lebensjahr des Kindes zu gewéhren, rechtfertigten.

Die Mehrheit der Delegationen stimmte darin iiberein, dass die in der FA dargelegten politischen
Ziele und politischen Optionen deutlich bzw. teilweise deutlich und kohérent seien. Gleichzeitig
duBerten viele Delegationen die Auffassung, dass Maflnahmen zur Verbesserung des Angebots an
qualititsvollen und erschwinglichen Kinderbetreuungs- und Langzeitpflegeeinrichtungen nicht
ausreichend gepriift worden seien. Auch seien die verwendeten Indikatoren nicht immer voll und

ganz gerechtfertigt.
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Mehrere Delegationen warfen die Frage auf, warum nur langfristige Projektionen fiir die Jahre 2030
und 2050 erstellt wurden, aber keine kurz- oder mittelfristige Bewertung durchgefiihrt wurde.
Einige Delegationen wiesen zudem darauf hin, dass die Arbeitnehmerorganisationen dem
Vorschlag nicht positiv gegeniiber stiinden und es hilfreich gewesen wére, wenn in der

Folgenabschétzung genauer erldutert worden wire, warum ihre Kostenbedenken verworfen wurden.

Wihrend die meisten Delegationen die Auffassung vertraten, dass in der FA hinreichend erldutert
sei, warum EU-Mafinahmen gerechtfertigt sind, dulerten viele Delegationen Bedenken im
Hinblick auf die Festlegung einer Mindestbezahlung wihrend des Urlaubs auf EU-Ebene, da dies
threr Meinung nach in die Zustindigkeit der Mitgliedstaaten zur Festlegung und Organisation ihrer
Systeme der sozialen Sicherheit eingreift und sich auf die Tragféhigkeit dieser Systeme auswirken

konnte.

Nach Auffassung der meisten Delegationen ist die Analyse der Auswirkungen fiir jede der in der
Folgenabschidtzung genannten Optionen relativ klar. Viele Delegationen betonten, dass es Liicken
bei den verwendeten Daten gebe und die Analysemethoden nicht ausreichend erldutert seien.
Mehrere Delegationen erklirten, dass das langfristige Modell, das die Kommission in der
Folgenabschétzung fiir die Jahre 2030 und 2050 vorgelegt habe, nur eines von vielen moglichen

Szenarien sei.

Zudem fehlt aus Sicht vieler Delegationen eine detaillierte — nach Mitgliedstaaten aufgeschliisselte
— quantitative Analyse der Auswirkungen auf den Haushalt. Einige Delegationen sind der
Auffassung, dass die Analyse der wirtschaftlichen Auswirkungen auf KMU nicht detailliert genug
ist, wihrend andere Delegationen mit der Abschétzung einigermaf3en zufrieden sind. Die meisten
Delegationen sind sich darin einig, dass die Auswirkungen auf die Regulierungskosten und die

lokalen und regionalen Gebietskorperschaften bis zu einem gewissen Grad analysiert wurden.

Was die sozialen Auswirkungen anbelangt, sind die meisten Delegationen in gewissem Malle mit
der Abschétzung zufrieden. Einige Delegationen hétten es vorgezogen, wenn die nationalen
Unterschiede stirker beriicksichtigt und die moglichen sozialen Auswirkungen in jedem
Mitgliedstaat gepriift worden wiren. Nach Auffassung der iiberwiegenden Mehrheit der

Delegationen wurden die Auswirkungen auf die Grundrechte zufriedenstellend analysiert.
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In der Frage, ob die Umweltauswirkungen hinreichend gepriift wurden, gehen die Meinungen der
Delegationen auseinander. Allerdings bemerkten die meisten Mitgliedstaaten, dass internationale
Aspekte und die Auswirkungen auf Drittstaaten nicht untersucht worden seien, wobei sie jedoch

einrdumten, dass dies fiir die vorliegende Richtlinie mdglicherweise gar nicht von Belang sei.

Nach Auffassung der meisten Delegationen sind die Bemerkungen und Empfehlungen des
Ausschusses fiir Regulierungskontrolle (RSB) beriicksichtigt oder einigermafen beriicksichtigt
worden. Die Mehrheit der Delegationen, die diese Frage beantwortet haben, ist der Ansicht, dass die
geeignete Methode angewandt wurde und dass die Einschrankungen und Unsicherheiten klar

dargelegt wurden.

Zwar sind die Delegationen mit der Art und Weise, wie die verschiedenen moglichen
Uberwachungs- und Bewertungsregelungen in der Folgenabschitzung dargelegt werden, im
Allgemeinen zufrieden oder in gewissem Malle zufrieden, doch sind sie geteilter Meinung, was die
Frage betrifft, ob die Folgenabschidtzung ausreichende Informationen iiber die Auswirkungen der

Umsetzungsfrist enthalt.
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	e) […]
	f) "flexible Arbeitsregelungen" die Möglichkeit, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ihre Arbeitsmuster anpassen können, z. B. indem sie Telearbeit oder flexible Arbeitsmodelle nutzen oder ihre Arbeitszeiten reduzieren.
	Vaterschaftsurlaub
	(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Väter […] Anspruch auf […] zehn Arbeitstage Vaterschaftsurlaub haben, die in der Zeit rund um die Geburt des Kindes genommen werden müssen. Die Mitgliedstaaten könne...
	(2) Der Anspruch auf Vaterschaftsurlaub gemäß Absatz 1 wird unabhängig vom im nationalen Recht definierten Familienstand gewährt.
	(3) Die in Absatz 1 genannten zehn Arbeitstage beziehen sich auf eine Vollzeitbeschäftigung, wie sie in dem betreffenden Mitgliedstaat definiert ist. Der Anspruch des Arbeitnehmers auf Vaterschaftsurlaub kann proportional zur Arbeitszeit berechnet we...
	(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einen individuellen Anspruch auf […] vier Monate Elternurlaub haben, der zu nehmen ist, bevor das Kind ein bestimmtes Alter – min...
	(2) Wenn Mitgliedstaaten die Übertragung des Anspruchs auf Elternurlaub von einem Elternteil auf den anderen gestatten, stellen sie sicher, dass […] drei Monate des Elternurlaubs nicht übertragbar sind.
	(3) Die Mitgliedstaaten legen die Meldefrist fest, innerhalb der die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer den Arbeitgeber über die Inanspruchnahme ihres Rechts auf Elternurlaub informieren müssen. Dabei berücksichtigen die Mitgliedstaaten die Bedürfniss...
	(4) Die Mitgliedstaaten können den Anspruch auf Elternurlaub von einer bestimmten Beschäftigungs- oder Betriebszugehörigkeitsdauer abhängig machen, die jedoch maximal ein Jahr betragen darf. Für aufeinanderfolgende befristete Verträge im Sinne der Ric...
	(5) Die Mitgliedstaaten können selbst festlegen, unter welchen Umständen ein Arbeitgeber – nach Konsultation gemäß dem nationalen Recht, Kollektiv- bzw. Tarifverträgen und/oder Gepflogenheiten – die Gewährung des Elternurlaubs in einem vernünftigen ze...
	Urlaub für pflegende Angehörige
	(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer das Recht haben, […] fünf Arbeitstage pro Jahr und pro Arbeitnehmerin bzw. Arbeitnehmer Pflegeurlaub zu nehmen. Dieser Anspruch ka...
	(2) Die in Absatz 1 genannten fünf Arbeitstage beziehen sich auf eine Vollzeitbeschäftigung, wie sie in dem betreffenden Mitgliedstaat definiert ist. Der Anspruch der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers auf Pflegeurlaub kann proportional zur Arbeits...
	Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer das Recht auf Arbeitsfreistellung im Falle höherer Gewalt aus dringenden familiären Gründen haben, wenn eine Erkrankung oder ein Unfa...
	Angemessenes Einkommen
	(1) Im Einklang mit den nationalen Rahmenbedingungen, wie dem nationalen Recht, Kollektiv- bzw. Tarifverträgen und/oder Gepflogenheiten, und unter Berücksichtigung der den Sozialpartnern übertragenen Befugnisse stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass...
	a) für die Mindestdauer des Vaterschaftsurlaub gemäß Artikel 4 eine Bezahlung oder eine angemessene Vergütung, die mindestens dem Betrag entspricht, auf den der Betroffene im Fall eines Krankheitsurlaubs Anspruch hätte, unter Berücksichtigung der von ...
	b) für die Mindestdauer des Elternurlaubs gemäß Artikel 5:
	i) für den nichtübertragbaren Teil gemäß Artikel 5 Absatz 2 eine Bezahlung oder eine angemessene Vergütung, die mindestens dem Betrag entspricht, auf den die Betroffenen im Fall eines Krankheitsurlaubs Anspruch hätten, unter Berücksichtigung der von d...
	ii) für den übertragbaren Teil, eine Bezahlung oder eine angemessene Vergütung, die von dem Mitgliedstaat und/oder von den Sozialpartnern festzulegen ist, und
	c) für die Mindestdauer des Pflegeurlaubs gemäß Artikel 6 eine Bezahlung oder eine angemessene Vergütung, die von dem Mitgliedstaat und/oder von den Sozialpartnern festzulegen ist.
	2. Auf die Bezahlung oder die angemessene Vergütung gemäß Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i kann eine gesonderte, von dem betreffenden Mitgliedstaat festgelegte Obergrenze angewandt werden, die nicht niedriger sein darf als [das Z...
	(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Kindern bis zu einem bestimmten Alter, mindestens jedoch bis zum Alter von zwölf Jahren, sowie pflegende Angehörige das Recht...
	(2) Die Arbeitgeber prüfen und beantworten Anträge auf flexible Arbeitsregelungen gemäß Absatz 1 unter Berücksichtigung der Bedürfnisse sowohl der Arbeitgeber als auch der Arbeitnehmer. Die Arbeitgeber müssen jede Ablehnung eines solchen Antrags begrü...
	(3) Wenn die flexiblen Arbeitsregelungen gemäß Absatz 1 zeitlich begrenzt sind, hat die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer das Recht, am Ende der vereinbarten Zeitspanne zum ursprünglichen Arbeitsmuster zurückzukehren. Die Arbeitnehmerin bzw. der Ar...
	Beschäftigungsansprüche
	(1) Ansprüche, die die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu Beginn eines Urlaubs gemäß Artikel 4, 5 oder 6 bereits erworben haben oder im Begriff sind zu erwerben, bleiben bis zum Ende eines solchen Urlaubs aufrecht. Im Anschluss an einen solchen Url...
	(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach Ablauf eines Urlaubs gemäß Artikel 4, 5 oder 6 Anspruch darauf haben, an ihren früheren oder einen gleichwertigen Arbeitsplatz unter Bedingungen zurückzukehren, die...
	(3) Die Mitgliedstaaten bestimmen den Status des Arbeitsvertrags oder Beschäftigungsverhältnisses für den Zeitraum des Elternurlaubs gemäß Artikel 4, 5 oder 6, auch im Hinblick auf Sozialleistungsansprüche, und stellen sicher, dass das Beschäftigung...
	Nichtdiskriminierung
	Die Mitgliedstaaten führen die notwendigen Maßnahmen ein, um Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, einschließlich Arbeitnehmervertreter, vor jedweder Benachteiligung durch den Arbeitgeber oder vor negativen Konsequenzen zu schützen, denen sie ausgesetzt...
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